AfB Mitte
Entwurf

Die Kreisdelegiertenversammlung Mitte möge beschließen:

Der Landesparteitag möge beschließen:

Bessere Bildungschancen für die besonders schwierigen Innenstadtregione
Antrag AfB Mitte                                                                          Änderungsvorschläge
	Die sich dramatisch zuspitzende Lage an den Schulen in den sozialen Brennpunkten der Innenstadtbezirke erfordern ein sofortiges und energisches Eingreifen zur Verbesserung der Bildungschancen. 

Schon heute sind hier ca. 40 % der 16- bis 25-jährigen Menschen arbeitslos und damit ohne Lebensperspektiven, der Anteil bei den Migranten ist noch erheblich höher. 90 % der Hauptschulabgänger, aber auch zunehmend Gesamt- und Realschulabgänger bekommen keinen Ausbildungsplatz und werden in „Warteschleifen“ geparkt. Wir sind dabei, einen erheblichen Prozentsatz von jungen Menschen an den untersten Rand der Gesellschaft zu verabschieden, gekennzeichnet durch Perspektivlosigkeit, Kriminalität und Verslumung der innerstädtischen Wohngebiete. 

Das kann von Sozialdemokraten so nicht hingenommen werden, ist auch auf Dauer nicht finanzierbar. Die u.a. mit dem neuen Schulgesetz begonnene Reform des Bildungssystems wird frühestens in 10 Jahren greifbare Fortschritte bringen. Deshalb muss umgehend mit einem Sofortprogramm und Präventionsmaßnahmen für die Innenstadtbezirke begonnen werden.


	

	· Ein Krippen- und Tagespflegestellenpro-gramm für Risikofamilien wird entwickelt. Die Erweiterung des bestehenden Angebots wird – besonders für die Zielgruppe der Migranten - umgehend umgesetzt.

	

	· Im Bereich der Kindertagesstätten ist eine verpflichtende Sprachdiagnostik zum 3. Lebensjahr umgehend einzuführen. Bei sprachlichen und/oder sozial bedingten Defiziten müssen sofortige Fördermaßnahmen einsetzen. 


	

	· Der Besuch der Kitas im letzten Jahr vor Schulbeginn ist kostenfrei; als erster Schritt dahin bleibt der Besuch im letzten Kindertagesstättenjahr für fünf Stunden beitragsfrei. Mittelfristig wird eine grundsätzliche Kitapflicht ab dem 3. Lebensjahr eingeführt.


	

	· Die notwendige berufliche Weiterqualifizierung der ErzieherInnen ist verpflichtend und vorrangig zu gewährleisten, vordringlich im Bereich der Sprachförderung. 


	

	· Das bei der Schulanmeldung zur flexiblen Schulanfangsphase durchgeführte Verfahren (Deutsch plus) wird durch ein Diagnoseverfahren mit qualifizierten Aussagen zur Sprachkompetenz ersetzt.
	
	

	· Die sich daran anschließenden Vorkurse werden von sofort zu qualifizierenden VorklassenerzieherInnen und Lehrern durchgeführt. Entsprechende Fortbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen sind für die VorschulerzieherInnen umzusetzen. 


	

	· In den Klassen der flexiblen Schulanfangsphase ist das „Zwei LehrerInnen / ErzieherInnen – System“ umzusetzen. Hier sind besonders die Kompetenzen der VorklassenerzieherInnen zu nutzen, um eine reibungslose und erfolgreiche Einführung zu gewährleisten.

	

	· Mittelfristig wird der Beginn der Schulanfangsphase mit dem 5. Lebensjahr eingeführt. Sie dauert dann in der Regel drei Jahre (flexibler Verbleib: 2 – 4 Jahre).


	

	· Für den Unterricht haben Priorität:

· Individuelle Förderung

· Fächerübergreifender Unterricht

Dieses Lernkonzept erfordert mehr Zeit für die SchülerInnen. Um die dafür notwendige Teamarbeit zu stärken, sind entsprechende Arbeitsmöglichkeiten und -plätze einzurichten.

Schulen in der Innenstadt mit besonders großen Problemen erhalten zusätzliche Lehrerstundenkontingente. Die Finanzierung der notwendigen Stellen und der Einsatz junger Lehrkräfte in den Innenstadtbezirken ist zu gewährleisten.


	

	· Der zu erwartende Zeitaufwand bei der Entwicklung von Schulprogrammen darf nicht zu Lasten einer effizienten Förderung mehrerer Schülerjahrgänge gehen. Es müssen umgehend fächerübergreifende Sprachförderprogramme für die Bedürfnisse von bildungsbenachteiligten Kindern verbindlich entwickelt werden.

	

	· Es ist zu gewährleisten, dass die hierfür notwendigen Sprachförderstunden zweckgebunden zugewiesen werden. Ebenso ist sicherzustellen, dass diese Stunden auch tatsächlich erteilt werden.
	

	Antragsentwurf AfB

· Die Einführung einer einheitlichen Mittelstufe ist zügig umzusetzen. Auf dem Weg dorthin sind Modelle der verbundenen Haupt- und Realschule neben der Gesamtschule vorrangig zu fördern. Höchste Priorität muss hier der Erwerb eines qualifizierten Schulabschlusses haben, der eine Ausbildungs- bzw. Berufsfähigkeit beinhaltet. Bereits praktizierte Modelle wie „Produktives Lernen“ oder Praxisklassen sind in diesen Schulen zu fördern und zu finanzieren. Vorrang hat hier die Senkung der Schulabbrecherquote. Die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport wird verpflichtet, verlässlich zu definieren, wann eine Schule in einem sozialen Brennpunkt liegt und erstellt ein für diesen Zweck initiiertes Unterstützungsprogramm. Die Eigenständigkeit der Schule wird dadurch nicht eingeschränkt.
	Änderungsvorschlag 5. Abt. Mitte

· Die Einführung einer einheitlichen Mittelstufe ist zügig umzusetzen. Auf dem Weg dorthin sind Modelle integrativer Zusammenarbeit zwischen ver-schiedenen Schularten vorrangig zu fördern. Das Bildungspotential von bildungsfernen Familien kann dadurch erhöht werden. Mindestens müssen alle Jugendlichen einen qualifizierten Schulabschluss erwerben, der eine Ausbildungs- bzw. Be-rufsfähigkeit beinhaltet. Bereits praktizierte Modelle wie „Produktives Lernen“ oder Praxisklassen sind zu fördern und zu finanzieren.

	· Für alle Schulen ist mittelfristig die gebundene Ganztagsschule anzustreben. In den schwierigen Innenstadtlagen muss diese Schulform so schnell wie möglich verbindliches Angebot sein. Ein guter baulicher Zustand dieser Schulen muss unverzüglich hergestellt werden. Außerdem soll durch eine Erhöhung der sächlichen und personellen Ausstattung und einer Vernetzung mit den Einrichtungen des „Kiezes“ die Qualität dieser Schulen und ihre Akzeptanz im Umfeld verbessert werden, um mit diesem Werkzeug die Verschlechterung der Sozial- und Bevölkerungsstruktur wieder umzukehren. Den besonders belasteten Schulen werden SchulpsychologInnen, SozialpädagogInnen und DaZ – SpezialistInnen fest zugewiesen, um schulinterne Maßnahmen zur Qualitätssicherung zu erarbeiten.


	Einbauen Vorschlag Herbert Weber:

Programm für außerschulische Sprachförderung

Vorschlag Mitte:

Schnittstelle Kita – Grundschule

Schnittstellen Grundschulen –Oberschulen – Berufliche Ausbildung. Frühest mögliche Einbindung von Eltern. Eine allumfassende Ressort übergreifende Kooperation ist dringend notwendig.

	· Zur dauerhaften Qualitätssicherung sind besondere Maßnahmen im Bereich der Aus-, Fort- und Weiterbildung unverzüglich in Angriff zu nehmen: 

· Um der mit der Schulreform geforderten neuen Philosophie des Lernens Rechnung zu tragen, muss unverzüglich ein verbindliches Programm zur internen und externen Fortbildung der LehrerInnen entwickelt werden.

· Um der besonderen Bedeutung des frühen Lernens gerecht zu werden, ist die Fachhochschulausbildung für ErzieherInnen schnellst möglich umzusetzen. 

· Um der besonderen Bedeutung der Schulanfangsphase und der Grundschulzeit gerecht zu werden, bedarf es einer Aufwertung des entsprechenden Berufsbildes und einer wesentlichen Verbesserung der Lehrerbildung im Umgang mit sprachlichen und sozialen Problemen.
	

	Antragsentwurf AfB

Mittelfristig ist die Durchlässigkeit des Schulsystems zu erhöhen. Eine längere gemeinsame Schulzeit, die nicht durch ein selektives System geprägt ist, führt mehr Schüler/innen zu einem besseren Abschluss. Eine 8jährige gemeinsame Schulzeit ist anzustreben.
	Änderungsvorschlag 5. Abt. Mitte

Ersetzen durch neuen Spiegelstrich

· Die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport wird verpflichtet, verlässlich zu definieren, wann eine Bildungseinrichtung in einem sozialen Brennpunkt liegt und erstellt ein für diesen Zweck initiiertes Unterstützungsprogramm. Die Eigenständigkeit der Schule wird dadurch nicht eingeschränkt.



Mike Nové und Joachim Trinte
